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A. Bericht des Abgeordneten Walter 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat in seiner Sitzung am 7. Oktober 1959 
den vorliegenden Antrag beraten. Dabei wurde dem 
Ausschuß vom zuständigen Ministerium mitgeteilt, 
daß die im Antrag angesprochenen Betriebe und 
Gebiete durch folgende Maßnahmen unterstützt 
worden sind: 

Bei der Durchführung der strukturverbessernden 
Maßnahmen ist man bemüht gewesen, die benach- 
teiligten Gebiete besonders zu berücksichtigen. So 
sind zum Beispiel die Mittel für wasserwirtschaft- 
liche und landeskulturelle Vorhaben schwerpunkt- 
mäßig im Küstenplan und im Alpenplan eingesetzt 
worden. Für die Gebiete Emsland und Nord-Schles- 
wig wurden besondere Strukturprogramme ent- 
wickelt. 

Der Erlaß der Lastenausgleichsabgabe für be- 
stimmte Niederungsgebiete — insbesondere Mar- 
schen — , der ursprünglich nur auf drei Jahre be- 
grenzt worden war, ist im Grünen Plan 1959 um 
ein weiteres Jahr verlängert worden. 

Neben dem allgemeinen Zinsverbilligungspro- 
gramm wurden zum ersten Male zusätzlich Zu- 
schüsse zur Zinsverbilligung von 50 Millionen DM 
Kapitalmarktkrediten für den landwirtschaftlichen 
Wegebau eingesetzt. 

Die landwirtschaftlichen Ausbildungsmöglichkei- 
ten wurden weiterhin verbessert. Diese Mittel wur- 
den von 10 Millionen DM im Jahre 1956 auf 20 Mil- 
lionen DM im Jahre 1959 erhöht. 


Für bauliche und technische Anlagen zur Förde- 
rung der Arbeitsproduktivität wurden beträchtliche 
Mittel zur Verfügung gestellt. 

Eine Erhöhung des Qualitätszuschlages zum 
Milchauszahlungspreis und eine stärkere Verbilli- 
gung des Handelsdüngers für bestimmte Gebiete 
oder Betriebe ist wegen der Schwierigkeiten der 
Gebietsabgrenzung und aus verwaltungstechnischen 
Gründen nicht möglich. 

♦ 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten will ^i^se oben erwähnten Maß- 
nahmen fortsetzen und weiter ausbauen (z. B. ver- 
stärkte Industrieansiedlung in ländlichen Gebieten 
mit kleinbäuerlicher Struktur). 

Ferner nahm der Ausschuß zur Kenntnis, daß das 
Ministerium einen unmittelbaren Ausgleich für den 
Fortfall der Roggenlieferprämie nicht gefunden 
habe. Ein Sonderpreis für Roggen für bestimmte 
Gebiete bringe zu große verwaltungsmäßige Schwie- 
rigkeiten. Der Ausschuß war aber einmütig der Auf- 
fassung, daß das Bundesernährungsministerium 
weiterhin um eine brauchbare Lösung bemüht sein 
sollte, um diesen Gebieten, die auf andere Pro- 
dukte nicht ausweichen können, wirkungsvoll zu 
helfen. Die eingeleiteten Maßnahmen für die be- 
nachteiligten Gebiete und Betriebe sollen nach Auf- 
fassung des Ausschusses verstärkt und ergänzt wer- 
den. 

Namens des Ausschusses bitte ich, dem abgeän- 
derten Antrag Ihre Zustimmung zu geben. 


Bonn, den 21. Oktober 1959 

Walter 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Aussdiusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

zu prüfen, ob die eingeleiteten Maßnahmen für 
landwirtschaftliche Betriebe der Bundesrepublik, die 
in der EWG durch ungünstige Boden- und Klima- 
verhältnisse, Höhenlagen, Marktferne und andere 
Schwierigkeiten benachteiligt sind, noch verstärkt 
und ergänzt werden können. 


Bonn, den 21. Oktober 1959 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Bauknecht Walter 

Vorsitzender Berichterstatter 
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